
fahrens im allgemeinen richtig erfaßt haben und ent­
sprechende Urteile nur in solchen Sachen ergangen sind, 
die sich für seine Anwendung tatsächlich eigneten. 
Diese Erfahrungen zeigen aber auch die Notwendig­
keit bestimmter Hinweise, die der einheitlichen Hand­
habung des Verfahrens dienen und zur Vermeidung 
formaler Mängel anleiten sollen.

I
1. Für den nach § 268 Abs. 1 StPO erforderlichen Antrag 

des Verletzten ist zwar eine bestimmte Form nicht vor­
geschrieben. Da aber der Antrag im Ermittlungsver­
fahren (bis zur Eröffnung des Hauptverfahrens) gestellt 
werden muß, ist es unumgänglich, ihn aktenkundig zu 
machen, d. h., er muß entweder schriftlich gestellt oder 
zu Protokoll des die Untersuchung führenden staatlichen 
Organs erklärt werden. Dabei wird es Aufgabe dieses 
Organs, vor allem also des Staatsanwalts, der ja den 
Verletzten im allgemeinen schon im Ermittlungsver­
fahren als Zeugen hört, sein, den Verletzten über die 
Möglichkeit der Geltendmachung seines Schadens im 
Strafverfahren aufzuklären und in geeigneten Fällen 
zur Stellung des Antrages zu veranlassen. Da das Ge­
richt über den Antrag im Strafurteil zu entscheiden hat, 
muß auch in der Hauptverhandlung auf den Antrag 
Bezug genommen und nötigenfalls auf seine Ergänzung 
oder Berichtigung hingewirkt wie auch ein entsprechen­
der Vermerk in das Protokoll über die Hauptverhand­
lung aufgenommen werden (§ 229 Abs. 2 StPO). Die An­
wesenheit des Verletzten in der Hauptverhandlung 
wird nur zu erfordern sein, wenn sich nicht auf anderem 
Wege vorher eine etwa nötige Ergänzung oder Berichti­
gung herbeiführen läßt.

Um eine sachgemäße Entscheidung des Gerichts zu 
ermöglichen, ist der Antrag selbstverständlich soweit zu 
begründen, daß das Gericht in der Lage ist, über den 
geltend gemachten Anspruch, möglichst in vollem Um­
fange, also nach Grund und Betrag, zu erkennen.

Der Antrag wird in der Regel auf einen ziffernmäßig 
bestimmten Geldbetrag oder auf Leistung eines be­
stimmten Gegenstandes lauten müssen, doch wird 
nichts dagegen einzuwenden sein, daß der Verletzte in 
geeigneten Fällen die Bemessung der Höhe des Gelder­
satzes oder die Bestimmung des in Natur zu leistenden 
Gegenstandes dem Ermessen des Gerichts anheimstellt.

Da das Gesetz eine Verurteilung des Angeklagten nur 
zum Ersätze des dem Verletzten „entstandenen Schadens“ 
vorsieht (§ 268 Abs. 1 StPO), wird ein auf künftige 
Leistungen gerichteter Antrag nicht zuzulassen sein, da 
er in aller Regel den Rahmen des Strafverfahrens spren­
gen würde. Der Verletzte wird vielmehr insoweit auf 
den Weg des Zivilprozesses zu verweisen sein. Auch 
die Zulassung einer bloßen Feststellungsklage im Sinne 
des § 256 ZPO wäre mit Inhalt und Zweck des Ver­
fahrens nach §§ 268 ff. StPO nicht zu vereinbaren.

2. Uber den Antrag des Verletzten ist, obwohl er 
einen zivilrechtlichen Anspruch zum Gegenstände hat, 
nach den Grundsätzen und mit den im Strafprozeß zu­
lässigen Beweismitteln zu befinden, eben weil sich das 
Verfahren im Rahmen eines Strafprozesses abspielt, der 
nicht gesprengt werden darf. Infolgedessen ist das Ge­
richt auch an die sonstigen für den Zivilprozeß gelten­
den Verfahrensvorschriften und Regeln nicht gebunden.

Aus dieser Eigenart des Verfahrens ergeben sich seine 
natürlichen Grenzen. Es darf auf keinen Fall zu einer 
Verzögerung des Strafverfahrens — Überschreitung der 
in den §§ 107 und 181 StPO bestimmten Fristen, Unter­
brechung oder Vertagung der Hauptverhandlung — 
führen.

Eine für das Wesen des Verfahrens besonders auf­
schlußreiche Bestimmung enthält § 269 StPO. Aus ihr 
geht hervor, daß, soweit der Verletzte seinen Anspruch 
nicht selbst vertritt, der Staatsanwalt zu seinem Helfer 
bestimmt ist, eine Aufgabe, die durchaus der neuen 
Stellung des Staatsanwalts entspricht; für die Ver­
tretung des Verletzten durch einen Rechtsanwalt nach 
zivilprozessualen Grundsätzen ist also kein Raum. 
Andernfalls würde in der Tat das Verfahren zu einem 
Zivilprozeß im Strafverfahren werden, was nicht Sinn 
und Zweck des Gesetzes ist und der Natur des Ver­
fahrens widersprechen würde, das auch mit der 
früheren Nebenklage nichts gemein hat.

3. Über den Antrag ist in dem ergehenden Strafurteil 
zu entscheiden. Da diese Entscheidung einen wesent­

lichen Teil des Urteils bildet, muß sich auch die Be­
gründung darauf erstrecken. Auch die Vorschriften des 
§ 222 StPO über die Verkündung des Urteils greifen 
für die Entscheidung über den Antrag des Verletzten 
Platz.

Da das Strafurteil stets die Personalien des Ange­
klagten enthält, wird es genügen, aber auch notwendig 
sein, in dem Urteilsspruch selbst die Person des Ver­
letzten nach Namen, Wohnort und Berufsstellung be­
stimmt zu bezeichnen. Das gleiche gilt gegebenenfalls 
auch für seinen gesetzlichen Vertreter. Ist eine juristi­
sche Person Antragsteller, so muß auch diese mit Namen, 
Sitz und Angabe der gesetzlichen Vertreter in den Ur­
teilsspruch aufgenommen werden.

Im ganzen gesehen ist auf die Formulierung auch des 
den Schadensersatz betreffenden Teiles des Urteils größte 
Sorgfalt zu verwenden, schon um Schwierigkeiten bei 
der Vollstreckung des Urteils und im Falle einer Ver­
weisung nach § 270 Abs. 2 StPO von vornherein auszu­
schließen. Vor allem aber muß sich aus dem Urteil auch 
klar ergeben, in welchem Umfange die Rechtskraft der 
Entscheidung über den zivilrechtlichen Anspruch ein- 
tritt (vgl. § 322 ZPO).

Im einzelnen mag an dieser Stelle auf das unter II 
über die Tenorierung und Begründung des Urteils Ge­
sagte verwiesen werden.

4. Im Falle des § 270 StPO muß das Strafurteil neben 
der Entscheidung über den Grund des Schadensersatz­
anspruches die Verweisung an das zuständige Zivilge­
richt enthalten.

Auch für die Entscheidung über den Grund des 
Schadens gilt sinngemäß das vorstehend unter 2. Dar­
gelegte.

Für die sachliche und örtliche Zuständigkeit des 
Zivilgerichts, an das die Klage zur Verhandlung und 
Entscheidung über die Höhe des Anspruchs zu ver­
weisen ist, sind die Bestimmungen der §§ 42, 50 und 55 
GVG und die §§ 12 ff. ZPO über den Gerichtsstand zu 
beachten.

Die Entscheidung des Strafgerichts über den Grund 
des Anspruchs ist nach § 270 Abs. 2 StPO für das Zivil­
gericht bindend.

Sollte aber der v e r w e i s e n d e  Teil des Urteils auf 
einem Irrtum über die sachliche und örtliche Zuständig­
keit des Zivilgerichts beruhen, so wird das Gericht, an 
das verwiesen wird, zur Nachprüfung seiner eigenen 
sachlichen und örtlichen Zuständigkeit berechtigt und 
verpflichtet sein und darüber nach den Vorschriften des 
GVG und der ZPO zu befinden haben. Wird also z. B. 
eine Sache, für die das Bezirksgericht sachlich zu­
ständig ist, versehentlich an das Kreisgericht verwiesen, 
so wird dieses die Sache zuständigkeitshalber dem Be­
zirksgericht zuzuleiten haben; § 276 ZPO, der die Ver­
weisung zwischen zwei Zivilgerichten 'behandelt, kann 
hinsichtlich der Bindung auch an einen unrichtigen Ver­
weisungsbeschluß keine Anwendung finden.

5. Im Falle des § 272 Abs. 2 StPO, also wenn der 
Strafausspruch rechtskräftig wird, jedoch der Ange­
klagte oder der Verletzte gegen die Höhe des Schadens­
ersatzes Beschwerde einlegen wollen, ist diese in der 
üblichen Form und Frist — § 297 Abs. 1 und 2 StPO — 
bei dem ersten Gericht einzulegen. Sie ist selbstver­
ständlich nur zulässig, soweit es überhaupt ein Rechts­
mittel gegen eine zivilrechtliche Verurteilung gibt, d. h. 
der Beschwerdegegenstand, nämlich der Betrag, um den 
der Schadensausspruch dem Verletzten zu gering oder 
dem Angeklagten zu hoch erscheint, muß 300,— DM 
übersteigen (§ 40 AnglVO vom 4. Oktober 1952 — GBl. 
S. 988). Im Hinblick auf die Sondervorschrift des § 272 
Abs. 2 StPO kann das Gericht nicht, wie im Normal­
falle des § 297 Abs. 3, selbst über die Beschwerde ent­
scheiden, sondern verweist die Sache unmittelbar an 
das zuständige Zivilgericht zweiter Instanz. Mit der Ver­
weisung an dieses wandelt sich das Verfahren in ein 
nunmehr nach den Bestimmungen der ZPO zu er­
ledigendes Berufungsverfahren um. Von da ab findet 
auch die VO über die Zahlung der Prozeßgebühr in der 
Berufungsinstanz vom 31. März 1952 (GBl. S. 299) auf 
das Verfahren Anwendung. Auch für die Bindung des 
Zivilgerichts im Falle der Verweisung gilt das unter
3. Gesagte entsprechend.

6. Aus § 272 Abs. 2 in Verbindung mit § 334 StPO 
folgt, daß das Urteil, auch soweit es den Schadens-
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